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Organisationsverfügung 

01/2014 vom 01.07.2014 

 

 

GF  -  I I -3405  I NTERN  

 
.  

Verfahren bei festgestellten  

Vermögensschäden (VfV) 

 
 

Gültig ab:   01.07.2014 

angepasst: 01.01.2017 

 
1. Vorbemerkung  

 

Mit der HEGA05/14 – 05 wurde das Verfahren bei festgestellten Vermögensschäden 

neu geregelt. Im Folgenden werden die wesentlichen Verfahrensabläufe und 

Zuständigkeiten skizziert. Die OrgVfg regelt die Umsetzung im Jobcenter Landkreis 

Birkenfeld.  

Mit Weisung 201605001 v. 20.05.16 wurde die HeGa05/14 – 05 aufgehoben und 

zunächst für den SGB III-Bereich neu geregelt. Für das SGB II erfolgte mit Weisung 

201611016 v. 21.11.16 eine Anpassung des Verfahrens.  Die Änderungen umfassen 

im Wesentlichen folgende Aspekte: 

 

 Anhebung der Betragsgrenze für ein vereinfachtes Verfahren von 2.000 € auf 

3.000 € 

 Beschränkung der Erfassung im VfV-Tool auf Fälle über 3.000 €, sowie Fälle 

mit einem Verschuldungsgrad der groben Fahrlässigkeit und des Vorsatzes 

 

2. Arbeitsmittel 

 

 Verfahren bei festgestellten Vermögensschäden 

 Rolle und Aufgaben des Beauftragten für Vermögensschäden 

 Vordrucke (siehe BK-Textvorlagen) 

 

https://www.baintranet.de/011/004/001/011/Documents/Weisung-201611016-Anlage.pdf
https://www.baintranet.de/011/004/001/011/Documents/Weisung-201611016-Anlage.pdf
http://www.baintern.de/zentraler-Content/A-20-Interner-Service/A-206-Finanzservice/A-2061-Haushalts-und-Finanzwirtschaft/Generische-Publikation/VfV-Rolle-Aufgabe-BfV.pdf
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3. Verfahrensablauf 

 

Grundlage zur Bearbeitung bilden die mit Weisung bekannt gegebenen 

Verfahrensregelungen (siehe Arbeitsmittel). Darin sind alle notwendigen 

Informationen enthalten.   

 

Die Schadensfeststellung obliegt der Führungskraft in dessen Bereich der Schaden 

entstanden ist. Dabei ist zunächst der Sachverhalt unverzüglich aufzuklären. Dieser 

wird dann von der Führungskraft mit den an der Schadensentstehung beteiligten 

Mitarbeitern/-innen in einem persönlichen Gespräch erörtert, dokumentiert und 

verfügt (Vordrucke VfV 2a,b,c).   

 

Auf Grundlage der Sachverhaltsaufklärung erstellt die Führungskraft einen 

Entscheidungsvorschlag zum weiteren Vorgehen. Dieser muss auf die für den 

Schadenseintritt ursächlichen Umstände  eingehen und be- und entlastende Kriterien 

gegeneinander abwägen. Die Führungskraft leitet den Gesamtvorgang (inkl. Kopien 

der wesentlichen Unterlagen, z. B. Aktenauszüge) an den BfdH weiter. Der BfdH prüft 

den Entscheidungsvorschlag und trifft die abschließende Entscheidung. Der Vorgang 

wird danach an den BfV zur Dokumentation (VfV-Tool) und der Geschäftsführung zur 

Mitzeichnung weitergeleitet. Der Vorgang wird im BGF archiviert. 

 

Soweit ein Vermögensschaden nachweislich weder grob fahrlässig noch vorsätzlich 

verursacht wurde, kann bei Beträgen bis 3.000 € auf eine Prüfung der 

Erstattungspflicht verzichtet werden (Vordruck VfV1 - verkürztes Verfahren). Hier 

geht der Vorgang zur Dokumentation an den BfV (VfV-Tool) und Archivierung im 

BGF; die Geschäftsführung zeichnet mit.    

 

4. Besonderheiten 

 

Bei kommunalen Vermögensschäden (z. B. LUH) unabhängig vom Verursacher (BA- 

Mitarbeiter/-in oder kommunale/r Mitarbeiter/-in) ist der Vorgang zur 

Geltendmachung eines evtl. Versicherungsanspruches an die Kreisverwaltung 

Birkenfeld weiterzuleiten. 

 

Bei Schäden an Bundesmitteln (z. B. Alg2, VB) werden die Schäden die durch BA-

Mitarbeiter/-innen verursacht worden sind, unmittelbar durch den Bund (ohne 

Versicherung) getragen. Sind kommunale Mitarbeiter/-innen ursächlich für den 

Schaden verantwortlich, ist der Vorgang zur Geltendmachung eines evtl. 

Versicherungsanspruches ebenfalls an die Kreisverwaltung weiterzuleiten. 

 

Unabhängig davon ist bei grober Fahrlässigkeit, bzw. Vorsatz die persönliche 

Haftung des/r Mitarbeiters/-in zu prüfen.   
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5. Organisation 

 

In jeder Dienststelle ist ein/e Beauftragte/r für Vermögensschäden (BfV) inklusive 

Vertreter/in zu benennen. Im Jobcenter Landkreis Birkenfeld ist Herr J. Schnadthorst 

als BfV, sowie Frau S. Rektenwald als stv. BfV) benannt. Alle VfV werden durch den 

BfV auf Plausibilität geprüft und – sofern ein Schaden über 3.000 € liegt, bzw. ein 

Verschuldungsgrad von grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz vorliegt - im VfV-Tool 

erfasst. Daneben werden Vorgänge (siehe Nr. 4) an die Kreisverwaltung Birkenfeld 

weiter geleitet.  

 

 

6. Berichtswesen/Stichproben 

 

Der BfV erstellt kalenderjährlich einen Abschlussbericht und legt diesen im  

I. Quartal des Folgejahres dem BfdH und der Geschäftsführung vor. Erkenntnisse 

aufgrund von Plausibilitätsprüfungen werden in den monatlichen Leitungsrunden 

durch den BfV berichtet. Im Quartal werden durch den BfV bis zu 5 Fälle als 

Stichprobe geprüft; davon sollen 80 % der Fälle mit einer Schadenshöhe bis 3.000 € 

berücksichtigt werden. 

 

 

 

 

gez.  

Geschäftsführer 

 

 

 

 

 

Verteiler: 
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FU AA KH  

 


